
verurteilen, ab 27. Mai 1971 für sie und den Sohn wei­
terhin monatlich 400 M und ab 1. Oktober 1971 300 M 
Unterhalt zu zahlen, abzüglich der vom Verklagten bis 
zum 31. August 1971 gezahlten insgesamt 400 M.
Der Verklagte hat für die Zeit bis zum 31. August 1971 
eine monatliche Unterhaltsforderung von 270 M und 
danach von 135 M anerkannt und im übrigen Klag­
abweisung beantragt.
Das Kreisgericht hat antragsgemäß entschieden.
Gegen das Urteil des Kreisgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Ge­
richts, der Erfolg hatte.

Aus den G r ü n d e n :
Die Entscheidung des Kreisgerichts ist zunächst des­
halb änderungsbedürftig, weil die Klage unzutreffend 
behandelt wurde, soweit die Klägerin mit ihrem Antrag 
zugleich Unterhalt für den Sohn der Parteien bean­
sprucht hatte. Aus den Akten ist ersichtlich, daß der 
Sohn im April 1971 volljährig geworden war. Mit die­
sem Zeitpunkt endeten die aus dem Erziehungsrecht 
folgenden Rechte und Pflichten der Eltern, zu denen 
auch die Möglichkeit zählt, Rechte des Kindes im eige­
nen Namen geltend zu machen (§ 43 FGB). Die Klägerin 
war deshalb z. Z. der Klagerhebung nicht mehr berech­
tigt, Ansprüche des Sohnes im eigenen Namen einzu­
klagen. Das Kreisgericht hätte daher die Klage, falls 
die Klägerin einen entsprechenden Hinweis nicht beach­
tet hätte, wegen der fehlenden Sachlegitimation aus 
materiell-rechtlichen Gründen abweisen müssen, soweit 
sie den Unterhaltsanspruch des Sohnes betraf.
Falls sich der Sohn der Parteien zur Klagerhebung ent­
schließt, wozu er im übrigen seine Mutter oder auch 
einen anderen Bürger bevollmächtigen könnte, bestün­
den keine Bedenken, über beide Klagen in diesem Ver­
fahren zu verhandeln und zu entscheiden (§ 47 ZPO), 
weil dadurch eine zweckmäßige und konzentrierte Er­
ledigung erreicht würde.
Unter dieser Voraussetzung wäre im weiteren Verfah­
ren zum Unterhaltsanspruch des Sohnes zunächst zu 
prüfen, bis zu welchem Zeitpunkt er überhaupt unter­
haltsbedürftig war. Nach dem Akteninhalt ist zu schlie­
ßen, daß das der Fall war, solange er die Schule be­
suchte und nach ihrem Abschluß einen gewissen Zeit­
raum zur Erholung brauchte. Zugleich ergibt sich aus 
den Akten, daß er ab September 1971 berufstätig war, 
so daß anzunehmen ist, daß ein Unterhaltsanspruch bis 
zum 31. August 1971 bestand.
Für die Bemessung der Höhe des Unterhaltsbetrags 
wird zu beachten sein, daß nach der ständigen Recht­
sprechung des Obersten Gerichts der Unterhaltsanspruch 
auch für volljährige Kinder, die ihre wirtschaftliche 
Selbständigkeit erst über eine längere Oberschulzeit, 
Berufsausbildung oder ein Studium erlangen, nach §§ 17, 
19 FGB zu beurteilen ist und die Grundsätze der OG- 
Richtlinie Nr. 18 über die Bemessung des Unterhalts 
für minderjährige Kinder vom 14. April 1965 (GBl. II 
S. 331; NJ 1965 S. 305) zu berücksichtigen sind (vgl. OG, 
Urteil vom 30. November 1967 - 1 ZzF 31/67 - NJ 1968 
S. 182).
Im gegenwärtigen Zeitpunkt könnte nicht ausgeschlos­
sen sein, daß die Klägerin anstelle des Verklagten in 
der Vergangenheit Unterhaltsleistungen für den Sohn 
erbracht hat. Soweit das geschehen ist, wäre sie in die­
sem Umfang gemäß § 21 Abs. 2 FGB berechtigt, den 
auf sie übergegangenen Anspruch selbst geltend zu 
machen (vgl. OG, Urteil vom 6. Juli 1967 — 1 ZzF 13/67
— NJ 1967 S. 740, und OG, Urteil vom 15. Januar 1970
- 1 ZzF 29/69 - NJ 1970 S. 221).
Zum Anspruch der Klägerin ist das Kreisgericht zu­
treffend davon ausgegangen, daß für die Unterhalts­
beziehungen der Ehegatten, die getrennt leben, weil 
einer oder beide die eheliche Gemeinschaft nicht mehr

fortführen wollen, gemäß § 17 FGB der Grundsatz be­
stimmend ist, die materiellen Verhältnisse so zu ge­
stalten, daß sie denen bei gemeinsamer Haushaltsfüh­
rung entsprechen.
Dieser Grundsatz weist für die Anwendung der §§ 17, 
18 FGB auf die Regelung der wirtschaftlichen Beziehun­
gen der Ehegatten und ihrer Kinder bei bestehender 
Ehegemeinschaft hin, die in § 12 FGB erfolgt ist. Hier­
nach sind bei gemeinsamer Lebensführung die mate­
riellen und kulturellen Bedürfnisse der Familienmit­
glieder durch die gemeinsamen Leistungen zu befrie­
digen, ohne daß im einzelnen unterschieden wird, in 
welchem Verhältnis die Leistungen der einzelnen zu­
einander stehen. Das führt u. a. dazu, daß die Familie 
ein gemeinsames, für die einzelnen Angehörigen aus­
geglichenes Lebensniveau hat und daß z. B. ein Ehe­
gatte mit einem wesentlich geringeren Einkommen als 
der andere bei bestehender Familiengemeinschaft ihrem 
Wesen entsprechend an den Leistungen des anderen und 
ihren Ergebnissen mitbeteiligt wird.
Wenn die Unterhaltsbeziehungen nach § 17 FGB im 
Falle der Trennung so ausgestaltet werden sollen, daß 
sie den Lebensbedingungen bei bestehender Familien­
gemeinschaft entsprechen, dann ergibt sich daraus für 
die Zubilligung eines Unterhaltsbeitrags und seiner 
Höhe, daß der Ausgangspunkt in den Verhältnissen bei 
gemeinsamer Lebens- und Wirtschaftsführung liegt. 
Gleichzeitig sind jedoch auch die Umstände zu beach­
ten, die durch die Trennung entstanden sind. Das ist vor 
allem die Tatsache, daß ein Ehegatte außerhalb der 
Familie lebt und seine Unterhaltsbedürfnisse für sich 
allein befriedigt.
Des weiteren sind die Besonderheiten zu berücksichti­
gen, die im einzelnen in § 18 FGB geregelt sind und 
aus denen sich ergibt, daß unter bestimmten Voraus­
setzungen die Lebensbedingungen nicht uneingeschränkt 
denen bei bestehender Ehegemeinschaft zu folgen ha­
ben (vgl. z. B. § 18 Abs. 4 FGB).
Aus den bisherigen Darlegungen folgt, daß der Ehe­
gatte, durch dessen Verhalten die Trennung nicht be­
dingt ist, fordern kann, daß sich seine wirtschaftlichen 
Verhältnisse so gestalten wie bei bestehender Lebens­
gemeinschaft. Er wird, ungeachtet seines eigenen Ein­
kommens, in der Regel zunächst zu Recht verlangen 
können, daß sich der andere Ehegatte im Verhältnis 
zu seinem Einkommen an den wiederkehrenden not­
wendigen Ausgaben beteiligt, die durch die bestehende 
Ehe begründet sind. Insofern geht der Begriff der Un­
terhaltsbedürftigkeit und des Unterhaltsanspruchs nach 
§§ 17, 18 FGB über den Rahmen hinaus, der durch die 
eigene wirtschaftliche Lage des Unterhaltsberechtigten 
in anderen Fällen des Unterhaltsrechts bestimmt ist. 
Darüber hinausgehende Ansprüche kann ein Ehegatte 
dann haben, wenn sein eigenes Einkommen nicht ge­
währleistet, daß sich seine Lebensverhältnisse auch 
künftig entsprechend dem bisherigen Niveau bei be­
stehender ehelicher Gemeinschaft gestalten. Ein solcher 
Fall ist im vorliegenden Verfahren gegeben, in dem 
sich die Einkommensverhältnisse der Parteien erheb­
lich unterscheiden. Im Hinblick auf die gesetzliche Re­
gelung ist deshalb der Auffassung des Verklagten, er 
sei lediglich verpflichtet, der Klägerin monatlich 135 M 
zu überlassen, damit sie die Miete und ähnliche wie­
derkehrende Zahlungen davon begleichen könne, nicht 
zu folgen, wie das Kreisgericht zutreffend erkannt hat. 
Die Entscheidung des Kreisgerichts beruht jedoch hin­
sichtlich der Höhe des Unterhalts auf einem noch nicht 
hinreichend aufgeklärten Sachverhalt.' Zutreffend wird 
im Kassationsantrag darauf hingewiesen, daß es nicht 
ausreichend war, wenn sich das Kreisgericht bei seiner 
Entscheidung weitgehend an der im Eheverfahren er­
gangenen einstweiligen Anordnung orientiert hat. Wenn


